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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

An einer seiner letzten Sitzungen der Wintersession befasste sich der Nationalrat
intensiv mit Kinder- und Jugendfragen sowie den dazu eingereichten Vorstössen. Drei
Motionen beschlugen die Jugendpolitik an und für sich. Amherd (cvp, VS) forderte den
Bundesrat auf, dem Parlament einen Entwurf zu einem Bundesgesetz über die Kinder-
und Jugendförderung sowie den Kinder- und Jugendschutz zu unterbreiten. Der Bund
soll die Möglichkeit erhalten, Handlungsbedarf aufzuzeigen, Anstösse zu geben, eine
Harmonisierung der Massnahmen zu erwirken, Mindeststandards festzulegen und
Unterstützung zu leisten. Dabei sollen die Kompetenzen der Kantone nicht beschnitten,
sondern eingebunden werden. Der Bundesrat verwies auf die Arbeiten zu einer vom
Nationalrat 2001 überwiesenen Motion Janiak (sp, BL) (Mo. 00.3469) für ein
Rahmengesetz zur Kinder- und Jugendpolitik, die vom Ständerat allerdings in ein
Postulat umgewandelt worden war, und beantragte Ablehnung des Vorstosses, doch
wurde dieser mit 95 zu 91 Stimmen angenommen. CVP, GP und SP stimmten praktisch
geschlossen dafür, FDP und SVP ebenso nahezu einhellig dagegen. Eine ähnlich
lautende Motion Galladé (sp, ZH) (Mo. 07.3664) wurde ebenfalls gegen den Willen der
Regierung mit 105 zu 64 Stimmen an den Ständerat überwiesen; die SVP zeigte sich
erneut ablehnend, die FDP diesmal gespalten. Mit 99 zu 90 Stimmen verworfen wurde
hingegen eine Motion der Zürcher SP-Nationalrätin Fehr (Mo. 07.3759), welche die
bereits mehrmals erhobene Forderung nach der Schaffung eines eigentlichen
Bundesamtes für Kinder- und Jugendpolitik aufnahm. Hier konnte der Bundesrat
glaubhaft darlegen, dass in den letzten Jahren in diesem Bereich Fortschritte erzielt
worden seien, vor allem durch das 2006 im BSV geschaffene Geschäftsfeld "Familie,
Generationen und Gesellschaft", welches die Arbeiten der anderen Departemente bei
dieser Querschnittsaufgabe koordiniert, weshalb ein eigentliches Bundesamt nicht
mehr nötig sei. 1

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Die Forderung von Nationalrätin Menétrey-Savary (gp, VD) nach einer
gesamtschweizerisch einheitlichen und durch den Bund zu koordinierende
Datenerhebung für Gewaltdelikte an Minderjährigen hatte keinen Erfolg. Der
Bundesrat wies auf bereits erfolgte Studien sowie die revidierte polizeiliche
Kriminalstatistik hin, die weit aussagekräftigere Informationen über strafbare
Handlungen gegenüber Minderjährigen liefern wird als dies bisher der Fall war, weshalb
sich seiner Meinung nach eine zusätzliche zentrale Datenbank erübrige. Auf seinen
Antrag wurde die Motion knapp abgelehnt. Überwiesen wurden hingegen ein Postulat
von Nationalrätin Fehr (sp, ZH), die den Bundesrat zu einem Aktionsplan mit konkreten
Massnahmen gegen Gewalt in der Familie aufrief, und ein Postulat Galladé (sp, ZH) für
die Prüfung einer einheitlichen Gesetzgebung für den Kinder- und
Jugendmedienschutz. Angenommen wurde zudem ein 2005 aus der SVP bekämpftes
Postulat der SP-Fraktion, das neben einer raschen Revision des Waffengesetzes
insbesondere durch ein Verbot des Tragens von Gegenständen, die je nach Umständen
auch als Waffe eingesetzt werden können, eine landesweite Kampagne zur Information
der Jugendlichen zu den Ursachen von Gewalt und zum richtigen Verhalten in
gefährlichen Situationen anregte. 2

POSTULAT
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der grossen kinder- und jugendpolitischen Debatte in der Wintersession
des Nationalrats wurde auch ein Postulat Galladé (sp, ZH) behandelt, welches eine
Aufwertung der Anliegen und Vorstösse der Jugendsession anregte. Insbesondere sollte
in einem Bericht die Möglichkeit geprüft werden, nicht nur Petitionen, sondern auch
verbindliche Vorstösse ans Bundesparlament zu richten. Der Bundesrat erklärte dazu,
die in der Jugendsession engagierten Jugendlichen seien zur Zeit aus eigener Initiative
dabei, Funktionsweise und Wirksamkeit der Jugendsession zu überdenken und neue
Ideen zu entwickeln. Die Resultate dieses Prozesses würden als Grundlage dienen,
allfällige Änderungen in der Ausgestaltung der Jugendsession anzugehen. Der Bundesrat
erachte es unter diesen Umständen nicht für angezeigt, selber noch einen Bericht zur
Aufwertung der Anliegen der Jugendsession zu erarbeiten. Verbindliche Aufträge der
Jugendsession habe er allerdings schon in der Vergangenheit abgelehnt. Das Postulat

POSTULAT
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI
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wurde mit 101 zu 88 Stimmen verworfen; einmal mehr standen sich in dieser
jugendpolitischen Frage das links-grüne Lager und die Fraktionen von FDP und SVP
gegenüber, während die CVP gespalten war. 3

Im Vorjahr hatte der Nationalrat gegen den Willen des Bundesrates zwei Motionen
(Amherd, cvp, VS und Galladé, sp, ZH) (Mo. 07.3664) angenommen, die ein Bundesgesetz
über die Kinder- und Jugendförderung sowie den Kinder- und Jugendschutz
verlangten. Der Bundesrat hatte vor einem verbindlichen Auftrag die Ergebnisse eines
Berichtes zur Opportunität eines Rahmengesetzes zur Kinder- und Jugendpolitik
abwarten wollen. Dieser war 2001 mit einem Postulat initiiert worden. Da der Bericht
„Strategie für eine schweizerische Kinder- und Jugendpolitik“ mittlerweile vorlag,
präsentierte die Kommission dem Ständerat nun eine modifizierte Version der Motion
Amherd. Ausgehend vom Bericht hatte sich der Bundesrat für eine Revision des
Bundesgesetzes über die Förderung der ausserschulischen Jugendarbeit
ausgesprochen. Mit dieser Revision sollen verschiedene Ziele erreicht werden, nämlich
die Koordination und Harmonisierung der Massnahmen von Bund, Kantonen und
Gemeinden, die Definition der Zusammenarbeit von Bund, Kantonen, Gemeinden und
Partnerorganisationen und – sofern notwendig – die Schliessung von Lücken in
Spezialgesetzen. Im Einverständnis mit der Motionärin schlug die Kommission nun vor,
sich dieser Stossrichtung anzuschliessen, durch Überweisung der Motion aber den
politischen Druck aufrecht zu erhalten. Die Motion Galladé, die primär eine fundierte
Analyse des Ist-Zustands gefordert hatte, beantragte sie hingegen abzulehnen, da sie
vom Bericht erfüllt sei. In beiden Punkten folgte der Ständerat seiner Kommission. 4

MOTION
DATUM: 18.12.2008
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat verwarf im Berichtsjahr mit 64 zu 124 Stimmen eine Motion Galladé (sp,
ZH) mit der gefordert wurde, Jugendlichen unter 21 Jahren keinen
Waffenerwerbsschein mehr abzugeben. Ebenfalls abgelehnt hat er eine Motion Rielle
(sp, GE), welche die Abgabe von Militärwaffen an Kinder, Jugendliche und weitere
Zivilpersonen verbieten wollte. 5

MOTION
DATUM: 16.03.2009
ANDREA MOSIMANN

In der Herbstsession befasste sich auch der Nationalrat mit der Problematik von
stellenlosen Jugendlichen und jungen Erwachsenen, allerdings wurden die Vorstösse,
welche fast ausschliesslich aus den Reihen der SP stammten, ausnahmslos abgelehnt.
So unter anderem eine Motion Galladé (sp, ZH) zur Ausschöpfung des
Innovationszehntels zugunsten der Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit, eine
Motion Meinrado (cvp, TI) für ausserordentliche Massnahmen zur beruflichen Förderung
von Jugendlichen sowie eine Motion der SP zur Weiterbeschäftigung von Lernenden in
bundesnahen Betrieben. 6

MOTION
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN

En 2010, le Conseil national avait accepté une motion Amherd (pdc, VS) « Mieux lutter
contre la prostitution enfantine ». En 2011, le Conseil des Etats avait suivi cet avis. Il
avait traité dans le même temps deux initiatives cantonales émanant du Valais et de
Genève ayant le même objet. Les sénateurs avaient alors refusé de donner suite à ces
initiatives, la motion Amherd acceptée satisfaisant le but des deux initiatives
cantonales. En 2012, le Conseil national a examiné ces deux initiatives cantonales, ainsi
que deux initiatives parlementaires Galladé (ps, ZH) et Barthassat (pdc, GE) ayant le
même objet. A l’inverse du Conseil des Etats, le Conseil national a donné suite aux
quatre initiatives. Cette acceptation massive s’explique par la volonté du Conseil
national de mettre le gouvernement sous pression afin de mettre fin à l’exception
helvétique, puisque la Suisse est le seul pays européen à permettre la prostitution de
mineurs. De retour à la chambre haute, les quatre initiatives ont été refusées afin
d’éviter un travail en parallèle entre le Conseil fédéral et les chambres parlementaires,
la motion Amherd ayant été acceptée en 2011. En juillet, le Conseil fédéral a cependant
proposé au parlement de classer cette motion Amherd. En effet, le Gouvernement a
présenté un message au parlement en vue d’approuver la Convention du Conseil de
l’Europe sur la protection des enfants contre l‘exploitation et les abus sexuels
(convention de Lanzarote). La mise en œuvre de cette convention, qui demande
notamment une modification du code pénal, répondra ainsi aux revendications de la
motion Amherd. Le Conseil des Etats a accepté le projet en y apportant de légères
modifications. Le Conseil national devra également se prononcer sur le sujet. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2012
EMILIA PASQUIER
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Lors de la session de mai 2017, le Conseil national a discuté une motion de la socialiste
Galladé (ps, ZH), visant à interdire le châtiment corporel. Il ne figure pas dans le code
civil d'interdiction explicite de cette pratique. Il est, selon la députée, nécessaire que
cela soit clairement mentionné, pour prévenir la maltraitance envers les enfants. Elle
cite comme exemple des pays comme l'Allemagne et la Suède, qui ont franchi ce pas. Le
Conseil fédéral, représenté lors du débat par la ministre Sommaruga est d'avis qu'une
telle mention est inutile, toute forme de violence envers les enfants, quand elle est
détectée, étant immédiatement poursuivie pénalement. L'objet a été rejeté par 128 voix
contre 51, avec 6 abstentions. 8

MOTION
DATUM: 03.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

1) AB NR, 2007, S. 1989 ff. und 2005 f. 
2) AB NR, 2007, S. 1989 ff. und 2004 f. 
3) AB NR, 2007, S. 1989 ff. und 2004.
4) AB SR, 2008, S. 1045 f. 
5)  AB NR, 2009, S. 397 (Mo. Rielle) und 398 (Mo. Galladé)..
6) AB NR, 2009, S. 1545 (Mo. Meinrado), 1549 (Mo. Galladé und Mo. SP).
7) BO CN, 2012, p. 518s.; BO CE, 2012, p. 926; BO CN, 2012, p. 518s.; BO CE, 2012, p. 926; FF, 2012, p. 7051; BO CE, 2012, p.
1161ss.
8) BO CN, 2017, p. 671
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